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Der Bundesminister für Verkehr 

See 2/See 10/410 - 10/55 


Bonn, den 11. Februar 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Ölschäden an der Nordseeküste 

Bezug: Kleine Anfrage 152 der Fraktion der DP 
- Drucksache 1181 - 


Auf die Anfrage beehre ich mich, Ihnen folgendes mitzuteilen: 

1. Das dänische Tankrnotorschiff „Gerd Maersk” ist am 17. Januar 
1955 um 0,35 Uhr auf Schaarhörn-Riff festgekommen und am 
19. Januar 1955 um 19,37 Uhr mit Schlepperhilfe wieder flott 
geworden. In dieser Zeit ließen die Brandung im Bereich von 
Schaarhörn-Riff und die allgemeine Wetterlage es nicht zu, die 
Ladung des Schiffes auf andere Fahrzeuge zu leichtern. Am Mor- 
gen des 19. Januar war das Schiff bereits leck geschlagen und 
bis zu 2 ^ 1 2 ni eingesandet. Ein Nachlassen der Brandung war 
selbst bei etwa abflauendem Wind für diesen Tag nicht zu 
erwarten. Auch mit höheren Wasserständen, die ein Freikommen 
des Schiffes begünstigt hätten, konnte nicht gerechnet werden. 
Die Schiffsführung mußte sich daher zum Ablassen eines Teils 
der Tankladung entschließen; sie hat von 6.45 bis 19.37 Uhr 
insgesamt etwa 8 000 t Rohöl ins Meer gepumpt. 

Das Seeamt Hamburg hat den Unfall am 2. Februar 1955 unter- 
sucht und in seinem Spruch das Ablassen des Öls folgender- 
maßen gewürdigt: 

„Die zum Abbringen des Schiffes getroffenen Maßnahmen 
entsprechen der Lage. Es ist insbesondere nicht zu bean- 
standen, daß zur Leich terung öl über Bord gepumpt worden 
ist.” 

2. Die Bemühungen der Bundesverkehrsverwaltung waren zunächst 
darauf gerichtet, Ausmaß und Driftdichtung der ölfläche zu 
ermitteln. Da das öl bereits am Mittag des 20. Januar 1955 in 
der Elbmündung nicht mehr festzustellen war, wurde die Deut- 
sche Bucht mit einem gemieteten Aufklärungsflugzeug abgeflogen. 
Die in See befindlichen Dienstfahrzeuge der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung des Bundes wurden angewiesen, ihre Beobach- 
tungen über die Ölfelder zu melden und ölproben zu entnehmen. 
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Das Wracksuchboot „Atair” des Deutschen Hydrographischen 
Instituts und das Begleitschiff „Trave” des Seegrenzschutzes 
wurden ebenfalls zur Untersuchung der Ölausbreitung eingesetzt. 
Die Vogelwarte Helgoland stellte ihren ausgedehnten Ölpest- und 
Vogelschutzdienst zur Verfügung. Das Deutsche Hydrographische 
Institut übernahm die hydrographische und meereschemische Aus- 
wertung der Untersuchungsergebnisse. 

Nachdem die Grenzen der etwa 35 x 15 sm (65 x 28 km) großen 
ölfläche und deren nordwärtige Drift festgestellt worden waren, 
wurden die Landesregierung Schleswig-Holstein und die Deutsche 
Botschaft in Kopenhagen hiervon in Kenntnis gesetzt. Die Öffent- 
lichkeit wurde durch Presse und Rundfunk gewarnt. 

Versuche, das auf dem Wasser treibende Öl in Brand zu setzen, 
blieben erfolglos. Auch die später von dänischer Seite wieder- 
holten Versuche bestätigten die Feststellung der 1954 in London 
ab gehaltenen Konferenz zur Verhütung der öl Verschmutzung 
der See, daß es gegenwärtig keine durchschlagenden Methoden 
gibt, größere Ölfilme oder Ölrückstände auf dem Wasser zu 
verbrennen oder anderweitig zu absorbieren. Die Strandver- 
schmutzungen lassen sich nur mechanisch beseitigen. 

3. Der Bundesminister für Verkehr hat unverzüglich geprüft, ob 
durch das abgelassene öl Schäden entstanden sind, für die der 
Bund von der dänischen Reederei Ersatz beanspruchen kann. An 
Schäden kamen im wesentlichen die starken Strandverschmutzungen 
auf Sylt, die sich der Bundesminister für Verkehr selbst angesehen 
hat, und Helgoland sowie die Vernichtung von zahlreichen See- 
vögeln in Betracht. Da der Meeresstrand nach der derzeitigen 
Rechtslage nicht im Eigentum des Bundes steht, und Seevögel 
herrenlos sind, ist Bundesvermögen nicht geschädigt worden. Die 
Landesregierung Schleswig-Holstein wurde hierauf hingewiesen 
und bei der Untersuchung der Ansprüche, die etwa sie aus 
der Strandverschmutzung herleiten könnte, unterstützt. 

Da das öl in einer anerkannten Notstandslage abgelassen wor- 
den ist, scheidet ein Verschulden des Reeders oder der Schiffs- 
führung und damit eine Haftung wegen unerlaubter Handlung 
aus. In Betracht kommt allenfalls der Schadensersatzanspruch, 
der entsteht, wenn inländisches Eigentum durcK Notstandshand- 
lungen geschädigt wird (§ 904 BGB). Die Landesregierung Schles- 
wig-Holstein ist mit der Prüfung dieser Frage weiterhin befaßt. 

4. Um ein Seeschiff zur Sicherung der Zwangsvollstreckung an die 
Kette zu legen, d. h. am Auslaufen hindern zu können, 
bedarf es der gerichtlichen Anordung eines Arrestes. Vorausset- 
zung hierfür ist eine Geldforderung oder ein Anspruch, der in 
eine Geldforderung übergehen kann (§ 916 ZPO). Da solche 
Forderungen des Bundes z. Z. nicht bestehen, konnte die Bundes- 
regierung von sich aus keine Maßnahmen treffen, um das z. Z. 
in Hamburg eingedockte Schiff am Auslaufen zu hindern. Ob 
derartige Sicherungsmaßnahmen wegen etvvaiger Ansprüche des 
Landes Schleswig-Holstein ergriffen werden sollen, wird die Lan- 
desregierung Schleswig-Holstein entscheiden. 


Dr.-Ing. Seebohm 



